
Luxus kann überraschend schäbig daherkom-
men, denkt man sich auf dieser Terrasse am Zür-
cher Limmatquai. An der Hauswand ein Teppich 
aus Efeu. Davor steht eine monströse, vierbeinige 
Lampenkonstruktion, die aussieht wie das Werk 
eines Hobbyschlossers. Drei LED-Leuchten geben 
bloss ein schwaches Licht ab, das vierte ist kaputt. 
Über der Treppe, die auf ein Dach mit Liftschacht-
Kabäuschen führt, ist eine Metallplatte ange-
bracht, darin eingefräst: das leuchtende Logo der 
«Le Bijou»-Kette.

Die Appartements der Luxuskette kosten 
zwischen 400 und 1200  Franken  – pro Nacht. 
Das Exemplar am Limmatquai mit seinen etwa 
80 Quadratmetern mit Parkettböden, zwei Schlaf-
zimmern und zwei Badezimmern kann man auf 
den Buchungsplattformen derzeit für 650  Fran-
ken mieten. Für den Preis bekommt man Sicht auf 
die Limmat und den «Le Bijou»-typischen «Cha-
letchic»: Er manifestiert sich im Schlafzimmer in 
künstlichen Cheminées mit glimmender Fake-
Kohle und Wasserdampf. Das echte Brennholz 
daneben ist bloss Dekor. Wer hier residiert, kann 
sich komplett von der Aussenwelt abschotten: 
Das Einchecken läuft über einen Code, Besorgun-
gen lassen sich über den digitalen Butler «James» 
machen, eine App, die in der Wohnung auch das 
Licht dimmt oder die Musik einstellt, wenn man 
«James» darum bittet. Das Fazit nach einer Test-
nacht: Lohnt sich nicht.

Lockdown – aber mit Komfort!

Le Bijou vermietet in Zürich, Bern, Basel, Luzern 
und Zug mehr als vierzig Wohnungen, alle an 
«Toplage». Mitbegründer Alexander Hübner sagt 
am Telefon: Trotz des Coronareiseverbots sei-
en die Wohnungen derzeit zu rund sechzig bis 
siebzig Prozent ausgelastet. Das Unternehmen 
bewirbt das kontaktfreie Konzept nun als spezi-
elles Quarantäneangebot. Dazu ar-
beitet Le Bijou mit der Privatklinik 
Double Check zusammen, die bei 
Bedarf Coronatests in die Wohnun-
gen liefert und medizinische Über-
wachung auf Abruf anbietet.

Hübner fragt zwar nicht nach 
den Buchungsgründen. Er stellt 
aber einen Trend zu längeren Auf-
enthalten fest – und manche Kund
Innen teilten ihm auch direkt mit, 
dass sie die Appartements zu Qua-
rantänezwecken nutzen. Während 
seine Kundschaft früher vor allem 
aus Businessreisenden bestanden habe, die ein 
paar Tage gebucht hätten, vermietet er die Woh-
nungen nun meist für ein, zwei Wochen. Seltener 
auch für ein, zwei Monate. Manche der Gäste 
seien in der Schweiz gestrandet und wollten hier 
möglichst komfortabel durch den Lockdown 
kommen. Andere gingen nach einem Auslands-
aufenthalt in Quarantäne, bevor sie zu ihren 
Familien zurückkehrten. Auch ältere Risiko
patientInnen würden das Angebot nutzen, um 
sich von ihrem Umfeld zu isolieren.

Die Angst vor dem Crash

Die Schweiz bleibt in der Krise, was sie immer 
war: Hafen und Drehscheibe für die Privilegier-
ten dieser Welt. Je exklusiver die Sphären, desto 
mehr Selbstverständlichkeit schlägt einem ent-
gegen. Während sich Le Bijou spürbar um eine 
luxuriöse Aura bemüht, macht man im Klub 
der obersten zehn Prozent auf «Du und Du». 
Paddy Blewer, PR-Verantwortlicher von Henley 
& Partners, zeichnet seine E-Mails locker mit 
«Paddy». Die Firma, für die er arbeitet, ist der 
Marktführer einer globalen Milliardenbran-
che: dem Handel mit Pässen und Aufenthalts
bewilligungen.

«Henley & Partners»-Gründer Christian 
Kälin hat das Geschäft vor knapp 25  Jahren auf 
den karibischen Offshore-Inseln erfunden. Heu-
te können sich Superreiche auch in zahlreichen 
Ländern Europas einkaufen: Einen Pass gegen In-
vestitionen in Immobilien und Staatsfonds gibts 
etwa auf den Mittelmeerinseln Malta und Zypern. 
Viele weitere europäische Länder, zum Beispiel 
Portugal, Griechenland oder Bulgarien, bieten 
gegen Investitionen immerhin eine Aufenthalts-
genehmigung. Reisefreiheit sowie der Zugang 
zum europäischen Banken- und Businesssystem 
oder zu exklusiven Privatschulen verleiten in-
ternationale Grossverdiener zum Passkauf. Die 
Branche macht immer wieder Schlagzeilen mit 
Verstrickungen in die Halbwelt: wenn sich etwa 
russische Oligarchen mit Verbindungen zum 
Kreml in Europa einkaufen.

Für Firmen wie Henley & Partners gilt: je 
volatiler die Welt, desto besser das Business. Das 
Unternehmen habe in den letzten zehn Jahren der 
Krisen und Kriege ein deutliches und konstantes 
Wachstum verzeichnen können, sagt der PR-Ver-
antwortliche. Nun versucht Henley & Partners, 
auch aus der Coronakrise Profit zu schlagen. Diese 
trifft die oberen zehn Prozent mitten in ihre Para-
noia: Die Angst vor dem grossen Wirtschaftscrash 
steigert die Angst vor dem Vermögensverlust. Ble-
wer sagt, was auf der Welt gerade passiere, sei auf 
einer menschlichen Ebene schrecklich. Doch die 

prognostizier-
ten langfristigen 
Marktturbulenzen 
wirkten sich auch 
massiv auf die globa-
len Vermögensportfolios 
aus.  Die Reichen suchten 
deshalb nach sicheren Inves-
titionen. Sie wollten weg von 
den High-Risk-Anlagen. Es gehe 
nun um «Portfolio Diversification». 
Da biete sich das Passprogramm sei-
ner Firma an. Die KundInnen erhiel-
ten in der Krise nicht nur die bekannten 
Vorteile eines Zweit- oder Drittpasses. Sie 
könnten ihr Geld auch sicher in Staatsfonds 
und Immobilien anlegen. In einem PR-Text 
preist Henley & Partners ihr Angebot deshalb 
als «die neuste Option in der Safe-Haven-Anlage
klasse» an.

Blewer kann noch nicht abschätzen, wie 
sich die Coronakrise mittelfristig auf die Ge-
schäfte von Henley & Partners auswirken wird. 
Das Prozedere des Passkaufes dauere schliesslich, 
sagt er. Eine Bilanz könne man also erst in ein 
paar Monaten ziehen. Derzeit stelle man aber zu-
mindest ein gesteigertes Interesse fest.

Goldrausch

Anruf bei einem grösseren Goldhändler im 
Raum Zürich. Viel fragen muss man nicht, der 
Mann legt sofort los. «Es ist etwas in den Köp-
fen», sagt er, «etwas Psychologisches.» Die Leute 
lesen in der Zeitung von Depression, Rezession, 
Hyperinflation. «Und wenn sie Angst kriegen, 
dann ‹secklen› sie ins Gold.» Zu Beginn der Co-
ronakrise sei die Nachfrage in seinem Geschäft 
plötzlich um das Sieben- oder Achtfache ange-
stiegen, sagt der Händler. Gleichzeitig hätten die 

Raffinerien im Tessin ihre Türen 
schliessen müssen. «Das war der 
perfekte Sturm.» Seine KundInnen 
hätten in der Zeit sein ganzes Sor-
timent leer gekauft, ganz egal, in 
welcher Form. Einfach alles, was 
im Laden vorrätig gewesen sei. 
«Viele haben nicht einmal nach 
dem Preis gefragt.»

Er habe zwei Wochen lang 
jeden Tag vierzehn, fünfzehn Stun-
den gearbeitet. Der Goldpreis hält 
sich seit dem coronabedingten 
Aktiencrash stabil auf einem Lang-

zeithoch. Nach Ostern kletterte er auf den höchs-
ten Stand seit sieben Jahren. Keine überraschen-
de Entwicklung. Was für den Passhandel gilt, 
gilt auch für den Goldhandel: je unsicherer die 
Welt, desto sicherer das Geschäft. «Ob damals, 
als die Flugzeuge in die Türme flogen», sagt der 
Mann am Telefon, «oder beim Crash von Lehman 
Brothers: In diesen Momenten werden die Leute 
nervös.»

Der Goldhändler ist die Antithese zur 
Schweizer Weissgeldstrategie, mit der sich das 
Land in den letzten Jahren langsam von seinem 
Image als sicherem Schwarzgeldhafen zu distan-
zieren versuchte. Seine besten Geschäfte macht 
der Zürcher nicht mit den KundInnen, die ein 
paar hundert Franken in Goldvreneli investie-
ren, sondern mit Superreichen, die Millionen 
in Gold oder Edelmetall anlegen und dieses im 
Zollfreilager in Kloten oder Embrach einlagern. 
Hier wird der sonst redselige Mann plötzlich 
wortkarg. Das Zollfreilager habe zu Unrecht ein 
schlechtes Image, sagt er nur. Dabei werden alle, 
die viel Geld in Gold anlegen, von Unternehmen 
wie seinem auf Herz und Nieren geprüft. Den 
AnlegerInnen gehe es nicht um Geldwäsche, son-
dern um das nach wie vor grosse Vertrauen in die 
Schweizer Stabilität.

«Unser Ansehen hat zwar hier und da ein 
paar Kratzer abbekommen, aber gerade in der 
Krise zeigt sich, dass die Schweiz nach wie vor 
als besonders vertrauenswürdig wahrgenom-
men wird.» Seine Kundschaft bestehe etwa je zur 
Hälfte aus SchweizerInnen und ausländischen 
KundInnen, sagt der Händler. Während man in-
nerhalb der Schweiz das Gold nach Hause liefere, 
lagere man Bestellungen aus dem Ausland eben 
ein. Entweder in den Depots des Zollfreilagers 
oder in den eigenen Tresoren. «Zumindest so lan-
ge, bis die Grenzen wieder öffnen.»

«Home Force One»

Mit Luna Jets ist auch die grösste europäische 
Privatjetfirma in der Schweiz beheimatet, genau-
er in Genf. Ansprechperson «Eymeric» sagt, man 
sei zu Beginn der Coronakrise extrem ausgelastet 
gewesen damit, KlientInnen schnell und komfor-
tabel in ihre Heimatländer zu fliegen. Inzwischen 
seien aber die meisten dort im Lockdown. Es gebe 
also nicht mehr viel zu berichten.

Ein anderer Schweizer Privatjetunterneh-
mer hat in der Krise seine wohltätige Ader ent-
deckt. Luca Forcignano, der Gründer des Klein-
unternehmens Sky & Me, das nur aus einer Cess-
na  414 besteht, ist beim Anruf schwer beschäf-
tigt. Er muss gerade einen Flug organisieren. 
«Rufen Sie in einer halben Stunde wieder an.» 

Je nach Distanz kostet die Buchung der Cessna, 
mit der Forcignano sonst nur die Vermögends-
ten herumfliegt, derzeit zwischen 2500 und 
6000  Franken. Er fliege täglich, sagt er später. 
«Zum Selbstkostenpreis.»

Forcignano hat seine Mission «Home Force 
One» getauft, wie in einem kitschigen US-ameri-
kanischen Kriegsepos. Der Bieler holt mit seiner 
Maschine SchweizerInnen nach Hause, die ir-
gendwo in Europa gestrandet sind. Heute habe er 
Heimflüge aus der Türkei, Italien und Spanien or-
ganisiert, sagt er. Die meisten seiner KundInnen 
hätten zu Beginn des Lockdown noch auf dessen 
baldiges Ende gehofft und seien geblieben, wo 
sie waren. Nun müssten sie aber dringend in die 
Schweiz zurück. Im Privatjet geht das nicht nur 
komfortabler, das Corona-Ansteckungsrisiko ist 

auch kleiner, weil man weder im Flugzeug noch 
in den privaten Terminals vielen anderen Men-
schen begegnen muss.

Forcignano sammelt in seinem Umfeld 
Geld, das er anteilsmässig an die KundInnen zu-
rückverteilen will. Das Ziel seien tausend Fran-
ken pro Person, sagt er. Und weil oft auch noch 
die Reiseversicherung einen Anteil übernehme, 
blieben den KundInnen am Ende vielleicht noch 
durchschnittlich 2000  Franken zu bezahlen. 
«Das kann sich in der Schweiz im Notfall jeder 
leisten.»

Forcignano hat mit seiner Aussage recht. 
Sie erinnert einen daran, dass sich die Schweizer 
Privilegiertheit nicht nur unter Reichen manifes-
tiert  – sondern auch dort, wo keine künstlichen 
Kohlen in falschen Cheminées glühen.
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Während der Coronapandemie gibt es auch Posi-
tives zu berichten: Auf der ganzen Welt spriessen 
Hilfs- und Unterstützungsangebote aus dem Bo-
den – darunter auch Graswurzelprojekte für Ar-
beiterInnen und Marginalisierte. Mit dabei sind 
mancherorts auch anarchistische, antiautoritäre 
und antikapitalistische Gruppen und Initiati-
ven – und dies ist wohl kein Zufall: Schon vor der 
Pandemie beriefen sie sich auf das Prinzip der ge-
genseitigen Hilfe, setzten auf Selbstbestimmung 
und propagierten den Aufbau von «Solidarität 
von unten».

So etwa in Griechenland, wo nach der Fi-
nanzkrise 2008 und durch die EU-Spardiktate 
das staatliche Gesundheitssystem und der Woh-
nungsmarkt nahezu zusammenbrachen. In der 
Folge entstanden zahlreiche autonome Selbst-
verwaltungsstrukturen, wie anarchistische Ge-
sundheitszentren oder besetzte Unterkünfte für 
Geflüchtete. Strukturen, die nun auch während 
der Coronakrise funktionieren: So zeugen Bilder 
auf Twitter und Onlinemedien von einer Aktion 
der anarchistischen Gruppe Rouvikonas Ende 
März, in der sie einem Athener Pflegeheim drin-
gend benötigte lebensnotwendige Güter und Hy-
gieneprodukte wie Latexhandschuhe, Toiletten-
papier oder Putzmaterialien lieferten. Das Heim 
hatte wegen Versorgungsengpässen öffentlich 
um Hilfe gerufen.

Pasta und Tomaten für 500 Haushalte

In Neapel verbringt Giuliano Granato von der 
radikal-linken Bewegung Potere al Popolo (die 
Macht der Bevölkerung) täglich Stunden am 
«roten Telefon». «Anfang März registrierten wir 
plötzlich vermehrt Anrufe von Arbeiterinnen 
und Arbeitern, die sich bei uns über die Zustän-
de am Arbeitsplatz beschwerten. In den Fabriken 
wurden keinerlei Schutzmassnahmen umgesetzt, 
Abstandsregeln nicht eingehalten, Masken waren 
nicht vorhanden», sagt der 34-Jährige am Telefon. 
Potere al Popolo wurde Ende 2017 im Hinblick auf 
die nationalen Wahlen im März 2018 gegründet 
(siehe WOZ Nr. 8/18) und ist heute – nachdem der 
Einzug ins Parlament nicht klappte – ein breites 
Netzwerk von BasisaktivistInnen und sozialen 
Bewegungen und keine klassische Partei.

«Wir haben dann im März umgehend die 
Strukturen des ‹roten Telefons› ausgebaut», sagt 
Granato. Die Gespräche würden sich um Fragen 
drehen wie: Wie lässt sich ein Streik organisie-
ren? Wie bekommt man ein Arztzeugnis? Was ist 
mit den unzähligen Personen, die im Schwarz
arbeitsmarkt tätig sind und nun auf der Strasse 
stehen? Vier Personen koordinieren die Anrufe, 
vier AnwältInnen kümmern sich 
um die rechtlichen Fragen, wäh-
rend ein etwa zwanzigköpfiges 
Team im Hintergrund Informa
tionen sammelt, Musterdokumente 
zusammenstellt, die zuständigen 
Kontakte heraussucht. «Dann ge-
hen wir auf unsere Leute in den 
jeweiligen Städten oder Regionen 
zu, damit sie vor Ort konkret Unter-
stützung bieten können.»

Wie in einer Papierfabrik 
des Fedrigoni-Konzerns in der Re
gion Marken, die sich nicht an die 
Schutzbestimmungen hielt: «Wir haben eine 
Pressemitteilung für die lokalen Medien aufge-
setzt und diversen zuständigen politischen und 
kommunalen Instanzen einen Brief geschrieben», 
erzählt der Aktivist. Mit Erfolg, letztlich ergriff 
die Fabrik Schutzmassnahmen. Dass sich Hun-
derte von ArbeiterInnen beim «roten Telefon» 
meldeten, liege auch daran, dass viele Gewerk-
schaften in Italien – insbesondere die grossen – 
längst nicht mehr konsequent die Interessen der 
ArbeiterInnen vertreten würden, wie Granato 
sagt. Die rasche Hilfe des «roten Telefons» habe 
sich mittlerweile auch durch die Medienberichte 
herumgesprochen.

Das richtige Leben im falschen

Doch seit Ende März habe sich die Situation ver-
ändert. «Soziale und existenzielle Fragen sind in 
den Fokus gerückt. Statt der Wut überwiegt nun 
die Angst», sagt der Aktivist. Nun gibt es viel-
mehr Fragen wie: Wie soll ich mich und meine Fa-
milie ernähren, wenn der Job weggebrochen ist? 
Im südlichen Italien werden Supermärkte von 
der Polizei bewacht, um Diebstähle zu verhin-
dern. Den Leuten geht das Geld aus, viele können 
schlichtweg nicht bezahlen, Hunger breite sich 
aus (vgl. Seite 4).

Potere al Popolo hat nun in mehreren süd-
italienischen Städten eine Essensausgabe orga-
nisiert und dafür eigene Telefonnummern ein-
gerichtet. Ein Kernteam von acht Leuten koordi-
niert in Neapel die Ausgabe von Pasta, Tomaten, 
Zucker, Salz, Biskuits und Eiern an mittlerweile 
fast 500 Haushalte. Unterstützt werden sie von 
über vierzig freiwilligen HelferInnen. Finanziert 
wird das Projekt über Crowdfunding, bisher ka-
men 35 000 Euro zusammen. «Wir verteilen das 
Essen an Leute, die wir bereits durch unsere Ba-
sisarbeit und Aktivitäten in den Quartieren ken-
nen», so Granato. «Es sind auch viele Leute aus 

migrantischen 
Communitys 
darunter, die nicht 
in kirchliche Kreise 
oder Mafiastrukturen 
eingebunden sind.»

Das Prinzip der «gegen
seitigen Hilfe», auf das sich 
viele solcher Projekte beziehen, 
kann auf eine lange Geschichte 
zurückblicken. Peter Kropotkin, Phi-
losoph und Vordenker des kommu-
nistischen Anarchismus, definierte das 
Prinzip in seinem 1902 erschienenen Buch 
«Gegenseitige Hilfe in der Tier- und Men-
schenwelt» als Gegenpol zum sozialdarwinis-
tischen Grundsatz «Überleben des Stärkeren».

Als Beispiel führte Kropotkin die britische 
Rettungsgesellschaft für Schiffbrüchige, die 
Lifeboat Association, an: Das weit verzweigte 
Netzwerk von Seeleuten rettete in Seenot gera-
tene Boote – ohne staatlichen Auftrag, ohne öko-
nomischen Eigennutzen, ohne Lohn. Über deren 
Arbeitsweise schrieb Kropotkin: «Die Arbeit wird 
gänzlich von Freiwilligen geleistet, die sich in Ko-
mitees und lokalen Gruppen organisieren; durch 
gegenseitige Hilfe und Einverständnis!»

Gerade solche Initiativen bewiesen, dass 
sich anarchistische Prinzipien auch innerhalb 
einer kapitalistisch organisierten Gesellschaft 
realisieren lassen, schreibt der Frankfurter Phi-
losoph Daniel Loick in seinem Buch «Anarchis-
mus zur Einführung». Gegenseitige Hilfe sei ein 
Instrument des Widerstands gegen die neolibe-
rale Entwicklung der vergangenen Jahrzehnte 
und gegen das mit ihr verknüpfte Streben nach 
immer mehr Profit. Die wenigsten der existie-
renden oder gerade entstehenden Graswurzel-
initiativen beziehen sich jedoch explizit auf Kro-
potkin. Sie stünden aber im Geiste der gleichen 
Ideen, von denen sich auch schon die Lifeboat 
Association leiten liess, sagt Loick der WOZ.

In den USA etwa werden seit Jahren viele 
Hilfsangebote für Arme von Freiwilligen geleis-
tet: Weit verbreitet sind Foodbanks, wo Essen 
verteilt wird. In manchen Regionen gibt es gar 
Gesundheitskliniken, die von unbezahlten Pfle-
ge- und Medizinfachleuten betrieben werden. 
Viel ist derzeit auch von freier Gesundheitsver-
sorgung und Gratisbildung für alle die Rede. Sie 
werden mehrheitlich mit einem umfassenden 
und sozialeren Staat in Verbindung gebracht – 
wie zum Beispiel vom linken Flügel der Demo-
kratischen Partei in den USA rund um Bernie 
Sanders oder Alexandria Ocasio-Cortez. Anar-
chistische Gruppen setzen dagegen den Akzent 

mehr auf die Schaffung von vom 
Staat unabhängigen Strukturen 
und hegen den Wunsch nach einer 
dezentralisierten und auf loka
ler Selbstorganisation beruhenden 
Gesellschaft.

Sich auf dieses Ziel bezie-
hend, meint Philosoph Loick, sei 
eine über die Krise hinausgehen-
de Wirkung wichtig: «Das Prinzip 
der gegenseitigen Hilfe muss als 
Grundlage für eine Transformati-
onsstrategie dienen. Es geht dar
um, über konkrete Projekte mit 

stabilen Strukturen eine Vorstellung davon zu 
schaffen, dass eine Gesellschaft ohne staatliche 
Organisation funktionieren und das Alltagsle-
ben von unten organisiert werden kann.» Das 
Prinzip der gegenseitigen Hilfe gehe dabei Hand 
in Hand mit konfrontativeren Praktiken: «Viele 
Initiativen sind direkt mit radikaleren Forderun-
gen verbunden, wie zum Beispiel mit Hausbeset-
zungen oder Mietstreiks.»

Vernetzung im Hier und Jetzt

Ausgerechnet in den eigentumsfreundlichen 
USA wird derzeit rege über einen Mietstreik dis-
kutiert.* MieterInnengruppen, lokale Bündnis-
se, aber auch anarchistische Kollektive rufen in-
zwischen dazu auf (siehe WOZ Nr. 15/20). Unter 
dem Hashtag #rentstrike wird in Dutzenden von 
Städten und Regionen quer durch die USA dafür 
mobilisiert. Wie dringlich und weit verbreitet 
das Problem ist, fasste kürzlich das «Wall Street 
Journal» zusammen: Annähernd ein Drittel der 
Wohnungsmieten konnten im April nicht be
zahlt werden.

So befindet sich seit Anfang April etwa das 
Hausprojekt «Station 40» in San Francisco, das 
vor rund zwei Jahrzehnten gegründet wurde, im 
Mietstreik. «Innerhalb weniger Tage wurden alle 
Veranstaltungen abgesagt, Bars und Restaurants 
geschlossen und eine weiche Quarantäne einge-
leitet. Dadurch haben neunzig Prozent unseres 
Kollektivs entweder vollständig ihre Arbeit verlo-
ren, oder ihre Arbeitszeit wurde erheblich redu-
ziert», schreiben die BewohnerInnen des Hauses 
auf der Website des anarchistischen Netzwerks 
Crimethinc. «Gleichzeitig werden die anderen 
zehn Prozent der BewohnerInnen aufgefordert, 
doppelt so hart im Sozialdienst zu arbeiten, um 
diese Krise zu bewältigen.»

«Wir erleben gerade eine Seuche in einem 
Land mit einem weitgehend privatisierten Ge-

sundheitssystem. Wie in aller Welt sollen wir 
angesichts der realen Lebensgefahr zurzeit Tau-
sende von Dollars für die Mieten ausgeben?», 
zitiert das umweltpolitische Magazin «The 
New Twenties» eine Bewohnerin. Das «Station 
40»-Kollektiv ist deshalb überzeugt, dass «die 
einfachen Taktiken der Verweigerung wie ein 
Mietstreik, die Umverteilung von Ressourcen 
und die gegenseitige Hilfe» wesentlich seien, um 
die Krise zu überwinden. Damit der Mietstreik 
ein Erfolg werde, sei es unabdingbar, dass sich 
die MieterInnen einer Liegenschaft – oder die 
ganze Nachbarschaft – austauschten und organi-
sierten. «Nur als gemeinsames Projekt, als starke 
und überregionale Bewegung kann der Streik 
gegen die VermieterInnen nachhaltig gelingen.» 
Ob es die involvierten Kräfte schaffen, über ihre 

eigenen Reihen hinaus dafür zu mobilisieren, ist 
derzeit unklar.

Gesundheit am Arbeitsplatz, Lebensmittel-
versorgung, medizinische Nothilfe, Wohnungs-
sicherheit – die gegenseitige Hilfe hat viele Facet-
ten. Ob ihre Dynamik über die Coronapandemie 
hinaus erhalten bleiben wird? Loick wünscht sich, 
dass sich eines Tages die gesamte Gesellschaft 
an den Tätigkeiten orientieren würde, die die 
Menschheit wirklich für ein gutes Leben braucht. 
Denn: «Ohne gegenseitige Hilfe gibt es keine Ge-
sellschaft. Ohne Wettbewerb und Ausbeutung 
schon.»

* Seit Anfang dieser Woche ruft auch in der Schweiz 
ein Netzwerk von Gruppen und Einzelpersonen zum 
Mietstreik sowie zur gemeinsamen Organisierung 
der MieterInnen auf. www.mietstreik.ch
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Miteinander, am 
besten ohne Staat

In der Coronawelt entstehen solidarische Hilfsstrukturen für die 
Schwächsten. Ist das der Weg zu einer herrschaftsfreien Gesellschaft?
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Mitten in die Paranoia
Superreiche bunkern Schweizer Gold, Passhändler wittern in der Krise eine 

Chance – und ein Privatjetunternehmer sammelt in der Welt gestrandete 
SchweizerInnen ein. Szenen aus der Coronawelt der Privilegierten.
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